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Beschluss:

1. Der Teilung der Städtischen Berufsschule für Informationstechnik zum 

Schuljahr 2021/2022 wird zugestimmt. Die Satzung der Landeshauptstadt 

München über die Teilung der Städtischen Berufsschule für 

Informationstechnik und die Errichtung der Städtischen Berufsschule für 

Fachinformatik Systemintegration wird gemäß Anlage 1 beschlossen. 

2. Der Teilung der Städtischen Fachakademie für Sozialpädagogik zum 

Schuljahr 2021/2022 wird zugestimmt. Die Satzung der Landeshauptstadt 

München über die Teilung und Umbenennung der Städtischen Fachakademie 

für Sozialpädagogik in Städtische Fachakademie für Sozialpädagogik 

München Giesing und über die Errichtung der Städtischen Fachakademie für 

Sozialpädagogik München Sendling wird gemäß Anlage 2 beschlossen. 

3. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die Einrichtung von 2,0 

VZÄ an der Städtischen Berufsschule für Fachinformatik Systemintegration 

und 1,0 VZÄ an der Städtischen Fachakademie für Sozialpädagogik München 

Sendling ab 01.08.2021 sowie deren Stellenbesetzung zu veranlassen. 

4. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmalig erforderlichen 

Haushaltsmittel für 2021 in Höhe von bis zu 115.093 € und ab 2022 dauerhaft 

erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von bis zu 276.223 € mittels 

vorhandener Stellen des Referats (Büroweg 2021) aus eigenen Budgetmitteln 

zu finanzieren. 

Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten*innen zusätzlich 

zu den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für Pensions- und 

Beihilferückstellungen in Höhe von etwa 110.489 € (40 % des JMB). 
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5. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmalig zu 

erwartenden Mehreinzahlungen in Höhe von 57.547 € im Rahmen der 

Hauhaltsplanaufstellung 2021 und die dauerhaft zu erwartenden 

Mehreinzahlungen in Höhe von 138.112 €. Im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2022 anzumelden. 

Rund 50 % der jeweiligen Auszahlungen für Lehrpersonal werden 

abrechnungsbedingt zeitversetzt als Lehrpersonalzuschuss erstattet. Die 

konkrete Anmeldung zum Haushalt erfolgt jeweils im Rahmen der 

entsprechenden Gesamtkalkulation Lehrpersonalzuschüsse. 

6. Produktzuordnung Kosten   

Das Produktkostenbudget des Produkts Bildung, Erziehung und Betreuung an 

Fachakademien 39231500 wird einmalig in 2021 mit bis zu 34.218 € und 

dauerhaft ab 2022 mit bis zu 82.123 € in Anspruch genommen. Davon sind 

einmalig in 2021 bis zu 34.218 € und ab 2022 dauerhaft bis zu 82.123 € 

zahlungswirksam. (Produktauszahlungsbudget).

Das Produktkostenbudget des Produkts Bildung, Erziehung und Betreuung an 

Berufsschulen 39231100 wird einmalig in 2021 mit bis zu 80.875 € und 

dauerhaft ab 2022 mit bis zu 194.100 € in Anspruch genommen. Davon sind 

einmalig in 2021 bis zu 80.875 € und ab 2022 dauerhaft bis zu 194.100 € 

zahlungswirksam. (Produktauszahlungsbudget)

Produktzuordnung Erlöse

Das Produkterlösbudget des Produkts Bildung, Erziehung und Betreuung an 

Fachakademien 39231500 erhöht sich einmalig in 2021 um bis zu 17.109 € 

und dauerhaft ab 2022 um bis zu 41.062 €, davon sind einmalig in 2021 bis zu 

17.109 € und ab 2022 dauerhaft bis zu 41.062 € zahlungswirksam. 

(Produkterlösbudget).

Das Produkterlösbudget des Produkts Bildung, Erziehung und Betreuung an 

Berufsschulen 39231100 erhöht sich einmalig in 2021 um bis zu 40.438 € und 
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dauerhaft ab 2022 um bis zu 97.050 €, davon sind einmalig in 2021 bis zu 

40.438 € und ab 2022 dauerhaft bis zu 97.050 € zahlungswirksam. 

(Produkterlösbudget). 

7. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates. 

 


